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Entwurf eines Gesetzes 


zur Regelung der Rechtsverhältnisse der in einzelnen Verwaltungs- 
zweigen des Landes Berlin beschäftigten Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Auf die Rechtsverhältnisse der Beam- 
ten im Dienstbereich der Landespostdirektion 
Berlin und der Zoll- und Verbrauchsteuer- 
verwaltung einschließlich der Monopolver- 
waltung für Branntwein und des Devisen- 
überwachungsdienstes sowie der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung des Landes- 
finanzamtes Berlin sind, soweit in diesem Ge- 
setz nicht etwas anderes bestimmt ist, die für 
die Beamten der entsprechenden Bundesver- 
waltungen jeweils geltenden Bestimmungen 
sinngemäß anzuwenden. An die Stelle des 
§ 58 des Bundesbeamtengesetzes tritt § 19 
des Berliner Landesbeamtengesetzes. 

(2) Dienstherr der Beamten der in Absatz 1 
genannten Verwaltungen ist das Land Berlin. 

(3) Die Zuständigkeit des Bundespersonal- 
ausschusses erstreckt sich auf den Dienstbe- 
reich der in Absatz 1 genannten Verwaltun- 
gen. 

§ 2 

(1) Der Präsident der Landespostdirektion 
Berlin wird vom Senat von Berlin auf Vor- 
schlag des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen, der Präsident des Landes- 
finanzamtes Berlin vom Senat von Berlin im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen ernannt. 

(2) Die Präsidenten ernennen innerhalb 
ihres Dienstbereichs im Namen des Senats 
von Berlin die übrigen Beamten der in § 1 
Abs. 1 genannten Verwaltungen. Sie sind ge- 


genüber diesen Beamten, unbeschadet der 
Vorschrift des Absatzes 3, für alle beamten- 
rechtlichen Entscheidungen zuständig. Sie 
üben für ihren Dienstbereich die Befugnisse 
der obersten Dienstbehörde aus. 

(3) Entscheidungen der Präsidenten, die 
nach beamtenrechtlichen Bestimmungen für 
Bundesbeamte dem Bundespräsidenten, der 
Bundesregierung oder Bundesministern oblie- 
gen, bedürfen der Zustimmung des für die 
entsprechende Bundesverwaltung zuständi- 
gen Bundesministers; das gleiche gilt für die 
Abordnung uad Versetzung von Beamten 
anderer Verwaltungszweige des Landes Ber- 
lin in den Dienstbereich der in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Verwaltungen, ferner für die Ab- 
ordnung und Versetzung von Beamten die- 
ser Verwaltungen in den Dienstbereich der 
entsprechenden Bundesverwaltungen sowie 
für die Einstellung von Beamtenbewerbern. 
Die Zustimmung kann auch allgemein erteilt 
werden. Soweit die in Satz 1 genannten Be- 
fugnisse im Bundesgebiet den Präsidenten der 
Oberpostdirektionen oder den Präsidenten 
der Oberfinanzdirektionen übertragen sind 
oder werden, bedarf es der Zustimmung 
nicht. 

(4) Der zuständige Bundesminister ist be- 
rechtigt, Weisungen für die dienstliche Tätig- 
keit der Beamten der in § 1 Abs. 1 genann- 
ten Verwaltungen zu erteilen. 

§ 3 

(1) Die in § 1 Abs. 1 genannten Verwal- 
tungen können unter ihrem Namen klagen 
und verklagt werden. Sie werden jeweils 
durch den Präsidenten der Landespostdirek- 
tion oder des Landesfinanzamtes Berlin ver- 
treten. 



(2) Für Klagen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben worden sind, ver- 
bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 

§ 4 

(1) In Disziplinarverfahren sind die Bun- 
desdisziplinargerichte und der Bundesdiszi- 
plinaranwalt zuständig. Die in § 37 der Bun- 
desdisziplinarordnung genannten Beisitzer 
müssen ihren Wohnsitz im Dienstbereich der 
in § 1 Abs. 1 genannten Verwaltungen haben 
und, soweit auf sie § 37 letzter Halbsatz der 
Bundesdisziplinarordnung Anwendung fin- 
det, den entsprechenden Dienstbereichen die- 
ser Verwaltungen angehören. Die Beisitzer 
werden von dem Präsidenten der Landes- 
postdirektion oder des Landesfinanzamtes 
Berlin bestellt. In Disziplinarverfahren gegen 
den Präsidenten der Landespostdirektion 
Berlin oder den Präsidenten des Landes- 
finanzamtes Berlin werden die Befugnisse der 
Einleitungsbehörde von dem Senat des Lan- 
des Berlin und dem zuständigen Bundesmini- 
ster gemeinsam ausgeübt. 

(2) Absatz 1 gilt für förmliche Diszipli- 
narverfahren nur, soweit sie nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eingeleitet werden. Für 
förmliche Disziplinarverfahren, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet wor- 
den sind, verbleibt es bei den bisherigen Zu- 
ständigkeiten. 

§ 5 

(1) Der Beamte kann, wenn er es beantragt 
oder ein dienstliches Bedürfnis besteht, ver- 
setzt werden 

1. aus dem Dienstbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen in den 
Dienstbereich der Landespostdirektion Ber- 
lin, 

2. aus dem Dienstbereich des Bundesministers 
der Finanzen (Zoll- und Verbrauchsteuer- 
verwaltung einschließlich der Bundesmo- 
nopolverwaltung für Branntwein sowie der 
Bundesvermögens- und Bau Verwaltung) in 
den Dienstbereich der Zoll- und Ver- 
brauchsteuerverwaltung einschließlich der 
Monopolverwaltung für Branntwein und 
des Devisenüberwachungsdienstes sowie 
der Sondervermögens- und Bauverwal- 
tung des Landesfinanzamtes Berlin. 

Das gleiche gilt für eine Versetzung aus 
einem der in Nummern 1 und 2 bezeichne- 
ten Berliner Dienstbereiche in den Dienstbe- 
reich der entsprechenden Bundesverwaltung. 


(2) Versetzungen nach Absatz 1 sind ohne 
Zustimmung des Beamten nur zulässig, wenn 
das neue Amt derselben oder einer gleichwer- 
tigen Laufbahn angehört wie das bisherige 
Amt und mit mindestens demselben End- 
grundgehalt verbunden ist; ruhegehaltfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulagen gelten 
hierbei als Bestandteil des Grundgehalts. 

(3) Die Versetzung ist von der ober- 
sten Dienstbehörde auszusprechen, aus deren 
Dienstbereich der Beamte versetzt werden 
soll. Vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Versetzung ab wird das Beamtenverhält- 
nis zu dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; 
einer Ernennungsurkunde bedarf es nicht. 

(4) Der Beamte ist vor der Versetzung zu 
hören. 

(5) Dem Anträge eines versetzten Beamten 
auf Rückversetzung soll stattgegeben wer- 
den, wenn dies mit Rücksicht auf die persön- 
lichen Verhältnisse des Beamten der Billig- 
keit entspricht und zwingende dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. 

(6) Der Beamte kann, wenn ein dienst- 
liches Bedürfnis besteht, zur vorübergehen- 
den Beschäftigung unter Belassung seiner 
Dienstbezüge in den Dienstbereich abgeord- 
net werden, in den er nach Absatz 1 versetzt 
werden kann. Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
gelten entsprechend. 

§ 6 

(1) Nach Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses bei den in § 1 Abs. 1 genannten Ver- 
waltungen finden die für die Ruhestands- 
beamten, Witwen und Waisen und sonstigen 
Versorgungsempfänger sowie früheren Be- 
amten und Hinterbliebenen geltenden Be- 
stimmungen des Bundes Anwendung; dies 
gilt auch, wenn die Beendigung des Beamten- 
verhältnisses oder eines Beschäftigungsver- 
hältnisses, auf Grund dessen Versorgung nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften gewährt 
wird, vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eingetreten ist. § 180 des Bundesbeamten- 
gesetzes ist entsprechend anzuwenden; jedoch 
tritt an die Stelle des Inkrafttretens des Bun- 
desbeamtengesetzes das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. Dienstherr ist der Bund; oberste 
Dienstbehörde ist der für die entsprechende 
Bundesverwaltung zuständige Bundesminister. 

(2) Für Klagen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben worden sind, ver- 
bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 
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§ 7 

(1) Auf die Rechtsverhältnisse der Ange- 
stellten und Arbeiter der in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Verwaltungen sind die für die An- 
gestellten und Arbeiter der entsprechenden 
Bundesverwaltungen geltenden Gesetze und 
die zu ihrer Ausführung erlassenen Vor- 
schriften sinngemäß anzuwenden, soweit sie 
als Bundesrecht einheitlich gelten. 

(2) Arbeitgeber der Angestellten und Ar- 
beiter der in § 1 Abs. 1 genannten Verwal- 
tungen ist das Land Berlin. Der Präsident der 
Landespostdirektion Berlin und der Präsi- 
dent des Landesfinanzamtes Berlin vertreten 
insoweit das Land Berlin jeweils für ihren 
Dienstbereich. Vor dem Abschluß von Tarif- 
verträgen für den Dienstbereich der Landes- 
postdirektion Berlin ist die Zustimmung des 
Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen, vor dem Abschluß von Tarif- 
verträgen für den Dienstbereich des Landes- 
finanzamtes Berlin (Zoll- und Verbrauch- 
steuerverwaltung einschließlich der Monopol- 
verwaltung für Branntwein und des Devisen- 
überwachungsdienstes sowie der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung) die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen ein- 
zuholen. Die geltenden Tarifbestimmungen 
und Dienstordnungen bleiben bis zum In- 
krafttreten neuer Tarifverträge bestehen. 

(3) § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 gelten sinn- 
gemäß. Soweit Entscheidungen nach § 2 
Abs. 3 auch nach den arbeitsrechtlichen Vor- 
schriften zulässig sind, gilt § 2 Abs. 3 sinn- 
gemäß. 

§ 8 

Das Personalvertretungsgesetz vom 5. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 477) findet 
im Dienstbereich der in § 1 genannten Ver- 
waltungen Anwendung; oberste Dienstbe- 
hörde im Sinne des § 51 des Personalvertre- 
tungsgesetzes ist der zuständige Bundes- 
minister. 

§ 9 

(1) Die nach den Bundesgesetzen zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes und zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für die im Ausland lebenden Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes bestehen- 
den Ansprüche von Personen, 

1. die im Bereich von Dienststellen geschädigt 

worden sind, deren Aufgaben von einer 


der in § 1 Abs. 1 genannten Verwaltun- 
gen ganz oder überwiegend weitergeführt 
werden, oder 

2. bei denen als Angehörigen oder ehemali- 
gen Angehörigen einer der in § 1 Abs. 1 
Gezeichneten Verwaltungen die Voraus- 
setzungen des § 22 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes gegeben 
sind, 

richten sich gegen den Bund. Dies gilt in den 
Fällen der Nummer 1 nicht, wenn ein ande- 
rer Dienstherr nach § 22 Abs. 3 des vorge- 
nannten Gesetzes zur Wiedergutmachung 
verpflichtet ist. 

(2) Die Vorschriften über das Nachdien- 
recht (§ 24 Abs. 5 des Berliner Gesetzes über 
die Entschädigung der Opfer des National- 
sozialismus vom 10. Januar 1951 — Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 85 — in Verbin- 
dung mit Artikel III Abs. 2 des Berliner Ge- 
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes vom 13. De- 
zember 1951 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 1141) sowie über den Wie- 
dergutmachungszuschlag und die Wiedergut- 
machungsabfindung (Berliner Gesetz über 
die Zurruhesetzung wiedergutmachungsbe- 
rechtigter Angehöriger des öffentlichen Dien- 
stes vom 2. Dezember 1954 — Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 677 — in der 
Fassung des Ersten Gesetzes zur Änderung 
dieses Gesetzes vom 22. Juni 1956 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 685) 
bleiben unberührt. 

§ 10 

Soweit auf Angehörige der früheren 
Reichsverwaltungen, deren Aufgaben von 
Dienststellen der in § 1 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes genannten Verwaltungen übernom- 
men worden sind, Kapitel II des Bundesge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen anzuwenden ist, gilt § 62 
des Gesetzes. Oberste Dienstbehörde ist der 
für die entsprechende Bundesverwaltung zu- 
ständige Bundesminister. 

§ 11 

(1) Die Vorschriften der §§ 170, 171, 171 a 
und 178 des Berliner Landesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Dezember 1954 (Gesetz- und Verord- 
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nungsblatt für Berlin S. 747) über die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis bleiben un- 
berührt; § 178 Abs. 1 Nr. 1 gilt auch weiter- 
hin für die Fälle des § 171 a. Die Verpflich- 
tungen gehen auf die in § 1 Abs. 1 dieses 
Gesetzes genannten entsprechenden Verwal- 
tungen über. 

(2) Für Klagen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben worden sind, ver- 
bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 

§ 12 

Erhält ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Dienst befindlicher Beamter nach diesem 
Gesetz Dienstbezüge, die geringer sind als die 
ihm bisher nach .den §§ 9 bis 15 des Berliner 
Besoldungsgesetzes vom 2. Dezember 1952 in 
der Fassung des Sechsten Besoldungsände- 
rungsgesetzes vom 11. Februar 1956 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 189) zu- 
stehenden Dienstbezüge, so wird ihm eine 
ruhegehaltfähige Ausgleichszulage in - Höhe 
des Unterschiedsbetrages so lange gewährt, 
bis dieser durch Erhöhung der Bezüge aus- 
geglichen wird; Erhöhungen infolge einer 
Änderung des Familienstandes oder eines 


Wechsels der Ortsklasse bleiben außer Be- 
tracht. 

§ 13 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften erläßt die Bundesregierung. 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Das nach § 7 Abs. 2 des 
Dritten Überleitungsgesetzes dem Bundes- 
minister der Finanzen und das nach § 10 des- 
selben Gesetzes sowie nach § 1 Abs. 3 des 
Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676) dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
zustehende Weisungsrecht wird durch dieses 
Gesetz nicht eingeschränkt. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. Soweit bereits vor diesem Zeitpunkt 
nach § 8 verfahren worden ist, behält es hier- 
bei sein Bewenden. 



Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die personalrechtlichen Verhältnisse bei den 
in § 1 des Entwurfs genannten Berliner Ver- 
waltungen erfordern dringend eine bundes- 
gesetzliche Regelung. 

Eine volle Eingliederung dieser Verwaltun- 
gen in die entsprechenden Bundesverwaltun- 
gen hat sich im Hinblick auf Vorbehalte der 
Besatzungsmächte nicht erzielen lassen. Der 
wirtschaftlichen Eingliederung durch das 
Dritte Überleitungsgesetz vom 4. Januar 
1952 (BGBl. I S. 1) sind auf personalrecht- 
lichem Gebiet nur gewisse Anpassungsmaß- 
nahmen der Berliner Landesgesetzgebung ge- 
folgt. § 179 des Berliner Landesbeamtenge- 
setzes vom 24. Juli 1952 {GVBl. S. 603) in 
der Fassung (des Ersten Änderungsgesetzes 
vom 26. März 1953 (GVBl. S. 202) — Neu- 
fassung vom 10. Dezember 1954 (GVBl. 
S. 747) — sieht vor, daß die im Bereich 
der entsprechenden Bundesverwaltungen be- 
stehenden beamtenrechtlichen Regelungen 
sinngemäß gelten. Das Bundesgesetz über die 
Verwaltung der Deutschen Bundespost vom 
24. Juli 1953 (BGBl. I S. 676) hat hieran 
nichts geändert; es bestimmt zwar in § 1 
Abs. 3, daß das Post- und Fernmeldewesen in 
Berlin von dem Präsidenten der Landespost- 
direktion Berlin nach den Weisungen des 
Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen verwaltet und der Präsident auf 
Vorschlag des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen vom Senat Berlin er- 
nannt wird, verweist aber hinsichtlich der 
Regelung der Rechtsverhältnisse des Perso- 
nals der Landespostdirektion Berlin in § 23 
Abs. 2 auf „besondere Vorschriften“. Für den 
Bereich der Zoll- und Verbrauchsteuerver- 
waltung einschließlich der Monopolverwal- 
tung für Branntwein und des Devisenüber- 
wachungsdienstes sowie der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung in Berlin fehlt 
es bisher auf personalrechtlichem Gebiet an 
jeder bundesgesetzlichen Regelung; es be- 
stehen lediglich Verwaltungsabkommen zwi- 
schen dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Senat von Berlin. 

Diesem Mangel, der in der Vergangenheit zu 
großen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten 
und zu Unklarheiten in der Rechtsanwen- 
dung geführt hat, sucht der Entwurf, soweit 
es innerhalb der Vorbehalte der Besatzungs- 
mächte möglich ist, abzuhelfen. Er beläßt es 
dabei, daß Dienstherr der aktiven Bedienste- 


ten der erfaßten Verwaltungen das Land Ber- 
lin ist, behandelt sie aber in personalrecht- 
licher Hinsicht — von gewissen Ausnahmen 
abgesehen — , wie wenn sie Bundesbedien- 
stete wären (§§ 1, 2, 4, 5, 7, 8). Die Regelung 
des § 179 des Berliner Landesbeamtengesetzes 
wird damit bundesgesetzlich verankert und 
in dem erforderlichen Umfange über die 
Grenzen der Landeskompetenz hinaus erwei- 
tert. Die Versorgungsempfänger und die 
unter Kapitel II des G 131 fallenden Per- 
sonen, die außerhalb einer organisatorischen 
Bindung zu den erfaßten Verwaltungen 
stehen, werden voll in die Betreuung des 
Bundes übernommen (§§ 6, 10). Für den 
nach den Bundesgesetzen über die Wieder- 
gutmachung im öffentlichen Dienst an- 
spruchsberechtigten Personenkreis tritt der 
Bund als wiedergutmachungspflichtiger 
Dienstherr an die Stelle des Landes Berlin 
(§ 9). 

Das in § 2 Abs. 4 geregelte Weisungsrecht 
der zuständigen Bundesminister hat nicht zur 
Folge, daß das Gesetz nach Artikel 84 Abs. 5 
GG der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
Es handelt sich insoweit nicht um ein Wei- 
sungsrecht gegenüber Landesbehörden bei 
Ausführung von Bundesgesetzen nach Arti- 
kel 84 Abs. 1 GG, sondern um das aus der 
Verwaltung hervorgehende Sachweisungs- 
recht gegenüber Bediensteten, die im verfas- 
sungsmäßigen Aufgabenbereich der Bundes- 
verwaltung tätig werden. Demgemäß ist auch 
das Postverwaltungsgesetz, das in § 1 Abs. 3 
ein entsprechendes Weisungsrecht vorsieht, 
nicht als Zustimmungsgesetz ergangen. Das 
Einverständnis des Landes Berlin mit dem 
Weisungsrecht ergibt sich aus der Übernahme 
des Gesetzes. 

Aus dem gleichen Grunde bedürfen die zu 
erlassenden allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften (§ 13) nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Vorschrift entspricht im Grundsätzlichen 
dem § 179 des Berliner Landesbeamtenge- 
setzes, dessen Regelung nunmehr bundesge- 
setzlich verankert wird. Gemäß dem Vorbe- 
halt der Besatzungsmächte bleibt jedoch das 
Land Berlin Dienstherr; die Beamten der er- 
faßten Verwaltungen haben daher den 
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Diensteid nach den Vorschriften des Berliner 
Landesbeamtengesetzes zu leisten. Absatz 3 
dient der Klarstellung, daß sich die Zustän- 
digkeit des Bundespersonalausschusses auf 
den Dienstbereich der erfaßten Verwaltun- 
gen erstreckt. 

Zu § 2 

Absatz 1 entspricht für die Postverwaltung 
dem § 1 Abs. 3 des Postverwaltungsgesetzes 
und trifft gemäß den Bestimmungen des 
Finanzverwaltungsgesetzes vom 6. Septem- 
ber 1950 (BGBl. S. 448) eine ähnliche Rege- 
lung für die Ernennung des Präsidenten des 
Landesfinanzamtes Berlin. 

Die Befugnis zur Ernennung der übrigen Be- 
amten der vom Gesetz erfaßten Verwaltun- 
gen im Namen des Senats von Berlin über- 
trägt Absatz 2 den Präsidenten. Sie treffen 
für diese Beamten als oberste Dienstbehörde 
alle beamtenrechtlichen Entscheidungen, die, 
soweit sich das aus Absatz 3 ergibt, der Zu- 
stimmung des zuständigen Bundesministers 
bedürfen. Das Zustimmungserfordernis soll 
die einheitliche Handhabung der personal- 
rechtlichen Befugnisse in den vom Gesetz er- 
faßten Verwaltungen und den entsprechen- 
den Bundesverwaltungen sicherstellen; es 
entfällt bei Befugnissen, die im Bundesgebiet 
den Mittelbehörden übertragen sind. Die Be- 
fugnisse der Präsidenten erstrecken sich auch 
auf die Beamten des höheren Dienstes. 

Absatz 4 räumt den zuständigen Bundes- 
ministern ein allgemeines Weisungsrecht ein. 

Zu § 3 

Die Vorschrift verleiht den vom Gesetz er- 
faßten Verwaltungen Parteifähigkeit und be- 
stimmt die Präsidenten als Prozeßvertreter. 
Für die bei Inkrafttreten des Gesetzes be- 
reits anhängigen Verfahren soll es bei den 
bisherigen Zuständigkeiten verbleiben. 

Zu § 4 

Die Angleichung an das Bundesbeamtenrecht 
bedingt auch die Anwendung des Bundes- 
disziplinarrechts. Dabei sind gewisse Sonder- 
regelungen wegen der Eigenart der Verhält- 
nisse bei den vom Gesetz erfaßten Verwal- 
tungen notwendig. Absatz 1 gilt sowohl für 
förmliche wie für nichtförmliche Disziplinar- 
verfahren. Aus der Anwendung des Bundes- 
disziplinarrechts ergibt sich auch die Zustän- 
digkeit des Bundespräsidenten in Gnaden- 
sachen. Für förmliche Disziplinarverfahren, 
die vor Inkrafttreten des Gesetzes eingelei- 


tet worden sind, soll es bei der bisherigen 
Zuständigkeit verbleiben. 

Zu § 5 

Die Vorschrift regelt das Verfahren bei Ver- 
setzung und Abordnung von Beamten der 
vom Gesetz erfaßten Verwaltungen und der 
entsprechenden Bundesverwaltungen aus 
dem Bundesgebiet nach Berlin und umge- 
kehrt. Der Wechsel der Verwaltung wird 
hierbei nicht wie ein Wechsel des Dienstherrn 
behandelt. Bei Versetzung wird das Beam- 
tenverhältnis fortgesetzt. Einer Ernennungs- 
urkunde bedarf es nicht (vgl. auch § 18 
Abs. 2 des Entwurfs eines Ersten Beamten- 
rechtsrahmengesetzes). Im übrigen sind Be- 
stimmungen zum Schutze der Beamten vor- 
gesehen (Absätze 2, 4 und 5). 

Zu § 6 

Absatz 1 erklärt das Versorgungsrecht der 
Bundesbeamten für anwendbar, und zwar 
auch für solche Versorgungsempfänger und 
Hinterbliebene, die bereits bei Inkrafttreten 
des vorliegenden Gesetzes Versorgung nah 
beamtenrechtlichen Vorschriften erhalten 
(z. B. frühere Angestellte nah § 175 des Ber- 
liner Landesbeamtengesetzes). Dabei soll die 
Bemessungsgrundlage nah Maßgabe des 
§ 180 des Bundesbeamtengesetzes gewahrt 
bleiben. Dienstherr für alle Versorgungs- 
empfänger ist der Bund, oberste Dienst- 
behörde — abweihend von § 2 Abs. 2 — 
der für die entsprechende Bundesverwaltung 
zuständige Bundesminister. 

Absatz 2 enthält eine § 3 Abs. 2 entspre- 
chende prozessuale Übergangsregelung für 
die bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits an- 
hängigen Klagen aus dem Versorgungsrecht. 

Zu § 7 

§ 7 regelt die Rehtsverhältnisse der Ange- 
stellten und Arbeiter unter dem Gesichts- 
punkt der Angleihung an das Bundesrecht. 
Zu den Rehtsverhältnissen in diesem Sinne 
gehören nicht die sozialversiherungsreht- 
lichen Verhältnisse, die in Berlin anders ge- 
regelt sind als im Bundesgebiet. 

Die geltenden Tarif- und Dienstordnungs- 
bestimmungen bleiben so lange in Kraft, bis 
sie durh neue Tarifverträge ersetzt werden. 
Neue Tarifverträge bedürfen der Zustim- 
mung der zuständigen Bundesminister, damit 
die Einheitlichkeit des Tarifrehts in den ent- 
sprechenden Verwaltungszweigen gewahrt 
wird. Soweit Abordnungen und Versetzun- 



gen von Arbeitnehmern zulässig sind, ist ent- 
sprechend den für die Beamten geltenden 
Vorschriften (§ 2 Abs. 3) zu verfahren. 

Zu § 8 

Die Vorschrift stellt klar, daß im Dienstbe- 
reich der vom Gesetz erfaßten Verwaltungen 
auch das Personalvertretungsgesetz des Bun- 
des Anwendung findet, und daß die Bedien- 
steten der Verwaltungen zum Hauptperso- 
nalrat bei dem entsprechenden Bundes- 
ministerium mitzuwählen haben. Bei der 
Landespostdirektion und dem Landesfinanz- 
amt Berlin sind Bezirkspersonalräte zu 
bilden. 

Zu § 9 

Absatz 1 regelt die Anwendung der Bundes- 
gesetze über die Wiedergutmachung im 
öffentlichen Dienst und den Eintritt des Bun- 
des in die Wiedergutmachungsverpflichtun- 
gen der vom Gesetz erfaßten Verwaltungen. 
Nach Absatz 2 sollen die besonderen Vor- 
schriften des Berliner Landesrechts über das 
Nachdienrecht, den Wiedergutmachungszu- 
schlag und die Wiedergutmachungsabfindung 
weitergelten. 

Zu § 10 

Die Vorschrift bestimmt für den unter Kapi- 
tel II des G 131 fallenden Personenkreis die 
Anwendbarkeit des § 62 statt des bisher an- 
wendbaren § 63 und überträgt die Befug- 
nisse der obersten Dienstbehörde abweichend 
von § 2 Abs. 2 dem zuständigen Bundes- 
minister. 

Nicht unter diese Regelung fällt z. B. das 
Personal der früheren Devisenstelle, weil es 
am 8. Mai 1945 nicht zur Zollverwaltung ge- 
hörte. Die Aufgaben dieser Stelle sind auch 
bis zum 23. Mai 1949 (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a des G 131) weder ganz noch über- 
wiegend von einer anderen deutschen Dienst- 
stelle übernommen worden, so daß die Ange- 
hörigen der Stelle zum Personenkreis des 
Kapitels I des G 131 gehören. 


Zu § 11 

Soweit Angestellte nach dem Berliner Lan- 
desbeamtengesetz gegen die in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Verwaltungen einen Anspruch auf 
Übernahme in das Beamtenverhältnis haben 
und bisher noch nicht in das Beamtenverhält- 
nis übernommen worden sind, soll es dabei 
verbleiben. In die Übernahmeverpflichtung 
tritt die zuständige Verwaltung ein. Ab- 
satz 2 stellt klar, daß auch insoweit die pro- 
zessuale Übergangsregelung des § 3 Abs. 2 
gilt. 

Zu § 12 

Beamten, die nach dem Bundesbesoldungs- 
recht geringere Dienstbezüge erhalten, als 
ihnen nach dem Berliner Besoldungsrecht zu- 
standen, wird in Höhe des Unterschiedsbe- 
trages eine ruhegehaltfähige Ausgleichszu- 
lage gewährt. Diese verringert sich oder ent- 
fällt, wenn infolge Aufrückens in den 
Dienstaltersstufen, Beförderung, Besoldungs- 
änderung oder aus anderen, nicht mit einer 
Änderung des Familienstandes oder mit 
einem Wechsel der Ortsklasse zusammen- 
hängenden Gründen eine Erhöhung der Be- 
züge eintritt. 

Zu § 13 

Die Regelung stellt klar, daß die von der 
Bundesregierung zu erlassenden allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfen (vgl. Begrün- 
dung Allgemeiner Teil). 

Zu § 14 

Berlin-Klausel. 

Zu § 15 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes und klärt Zwei- 
fel hinsichtlich der Anwendbarkeit des Per- 
sonalvertretungsgesetzes des Bundes, insbe- 
sondere hinsichtlich der Wahlen zum Haupt- 
personalrat, vor diesem Zeitpunkt. 
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